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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Die 1989 vom Neuenburger Ständerat Béguin (fdp) eingereichte Motion, welche
verlangte, dass zu lebenslänglichen Freiheitsstrafen verurteilte Triebtäter nur
ausnahmsweise in den Genuss der vorzeitigen Entlassung kommen sollen, wurde als
Postulat überwiesen. Dabei zeigte Bundespräsident Koller (cvp) zwar durchaus
Verständnis für das Anliegen, die Bevölkerung vor gefährlichen Gewalttätern zu
schützen. Er verwies aber bezüglich der konkret zu ergreifenden Massnahmen auf die
Arbeit der Expertenkommission, welche sich mit der Revision des Allgemeinen Teils des
Strafgesetzbuches befasst. 1

POSTULAT
DATUM: 14.03.1990
HANS HIRTER

Gemäss der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), welche die Anzeigen der Polizei bei
den Gerichten – d.h. die ermittelten, aber noch nicht verurteilten Täter – erfasst, hat
die Kriminalität 1997 nochmals stark zugenommen. Nachdem im Vorjahr ein markanter
Anstieg bei den Gewaltverbrechen (namentlich Tötung und Raub) zu verzeichnen war,
nahmen 1997 vor allem die Einbruchsdiebstähle und die Sexualdelikte zu. Der Anteil der
Ausländer am Total der ermittelten Täter überstieg erstmals 50 Prozent. Davon hatte
rund ein Viertel den Wohnsitz nicht in der Schweiz. Diese wachsende Anzahl von
international tätigen ausländischen Kriminellen führte auch zu Vorstössen im
Parlament. Der Nationalrat überwies zwei Postulate von Freund (svp, AR) bzw. Bircher
(cvp, AG) (Po. 97.3171) für eine bessere Überwachung der Landesgrenzen, namentlich
durch eine Aufstockung des Grenzwachtkorps. 2

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER

Datenschutz und Statistik

Mittels eines Postulats wollte Mathias Reynard (sp, VD) den Bundesrat beauftragen, in
einem Bericht verlässliche Zahlen über sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und in der
Öffentlichkeit zusammenzutragen. Internationale Studien belegten, dass ungefähr jede
dritte Frau an ihrem Arbeitsplatz sexuell belästigt werde, so der Postulant. Für die
Schweiz fehlten aber aktuelle, flächendeckende Daten, weshalb bei der Untersuchung
des Ausmasses und der Entwicklung dieser Problematik grosser Handlungsbedarf
bestehe. Die Umsetzung vorliegenden Postulats liege zudem im Rahmen der Istanbul-
Konvention, welche von den Vertragsstaaten die Untersuchung aller Formen von Gewalt
gegen Frauen verlange. 
Der Vorstoss wurde in der Wintersession 2018 von Verena Herzog (svp, TG) bekämpft
und anschliessend in der Frühjahrssession 2019 erneut aufgegriffen. Herzog wies in
ihrer Begründung darauf hin, dass es entgegen den Aussagen des eingereichten Textes
sehr wohl aktuelle schweizerische Daten gebe und die entsprechenden Fakten bekannt
seien. Hinter diesem Postulat vermute sie aus diesem Grund vielmehr «Alarmismus und
Profilierung». Ihre Parteikollegin Céline Amaudruz (svp, GE) wies hingegen darauf hin,
dass bestehende Zahlen womöglich verzerrt seien, da nicht alle Opfer sexueller
Belästigung Anzeige erstatteten. In Zustimmung mit letzterer Aussage ergänzte
Innenminister Alain Berset, dass durch die geforderte Prävalenzstudie Diskrepanzen
zwischen der Realität und offiziellen Statistiken aufgedeckt werden könnten. Der
Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm das Postulat mit 93 zu 68
Stimmen an. Während das Ja-Lager fraktionsmässig durchmischt war, bestand das
Nein-Lager ausschliesslich aus Mitgliedern der Fraktionen der SVP und der FDP. 3

POSTULAT
DATUM: 19.03.2019
CATALINA SCHMID

Im April 2022 veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats von Mathias
Reynard (sp, VS) den Bericht «Sexuelle Belästigung in der Schweiz: Ausmass und
Entwicklung». Der Postulant hatte vom Bundesrat verlässliche Zahlen über sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz und in der Öffentlichkeit gefordert. 
Nach einer Erklärung zur begrifflichen Definition von sexueller Belästigung präsentierte
der Bericht verschiedene Zahlen und Eckpunkte zu sexueller Belästigung in der Schweiz.
So konnte beispielsweise festgestellt werden, dass im Jahr 2020 1'435 Straftaten zu
sexueller Belästigung registriert wurden und dass 15 bis 20 Prozent der
Gesamtbevölkerung in ihrem Leben sexuelle Belästigung erleben. Weiter wurde

POSTULAT
DATUM: 27.04.2022
LENA BALTISSER
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festgestellt, dass der Grossteil der Betroffenen von sexueller Belästigung Frauen sind.
Darüber hinaus seien LGBTQ+-Personen oder Menschen mit Behinderung besonders
gefährdet, Opfer von übergriffigem Verhalten zu werden. 
Die Regierung eruierte in verschiedenen Bereichen der Erfassung, Meldung oder
strafrechtlichen Verfolgung von sexueller Belästigung Verbesserungspotential.
Kontinuierliche Daten zu sexueller Belästigung lägen lediglich aus der polizeilichen
Kriminalstatistik (PKS) vor, die nur einen Teilbereich der Belästigungen festhalte. In
Bevölkerungsbefragungen, die beispielsweise Opferraten oder Dunkelziffern erfragten,
fielen die Opferzahlen sexueller Belästigung höher aus als in der PKS; die
Bevölkerungsbefragungen seien aber aufgrund verschiedener Erhebungsmethoden,
-häufigkeiten oder Frageformulierungen nur schwer vergleichbar. Weiter seien die
Hürden für das Melden oder Anzeigen sexueller Belästigung sowohl im öffentlichen
Raum als auch am Arbeitsplatz hoch. Viele Übergriffe würden gar nicht oder erst bei
grossem Leidensdruck gemeldet. 
Im Fazit des Berichts anerkannte der Bundesrat die Problematik sexueller Belästigung
im öffentlichen Raum, am Arbeitsplatz sowie im privaten Umfeld. Bezüglich der
Empfehlung zur Erhebung von umfassenderen Daten zu sexueller Belästigung verwies er
auf die Gleichstellungsstrategie 2030: In dieser werde die Finanzierung und
Durchführung einer Prävalenzstudie geprüft, in die auch die sexuelle Belästigung
einbezogen werden könnte. Um Hürden zum Melden sexueller Belästigung abzubauen,
hätten die Kantone eine umfangreiche Website der Opferhilfe Schweiz mitgestaltet.
Zudem sei ein telefonisches 24-Stunden-Beratungsangebot für Gewaltbetroffene in der
Prüfung. Da zum Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz bereits sehr viele
Massnahmen umgesetzt seien, unterstrich der Bundesrat die Wichtigkeit von
betrieblichen Massnahmen, wie beispielsweise klaren Richtlinien, Schulungen oder
externen Meldestellen. 4

Kriminalität

Der Ständerat überwies in Postulatsform eine Motion Béguin (fdp, NE) für die Schaffung
einer Zentralstelle des Bundes für die Bekämpfung der Pädophilie und einer
Datenbank mit Bildern von Opfern und Tätern zwecks Verbesserung der Ermittlung bei
Delikten. Zuvor hatte der Bundesrat zugesichert, dass die damit befasste Stelle beim
Bundesamt für Polizeiwesen (Fachstelle Menschenhandel) ausgebaut und die Errichtung
einer Datenbank abgeklärt wird. 5

POSTULAT
DATUM: 02.03.1998
HANS HIRTER

Zwei gleichlautende Postulate zum Thema Prävention pädosexueller Straftaten wurden
im September 2016 von Natalie Rickli (svp, ZH) im Nationalrat (Po. 16.3637) und von
Daniel Jositsch (sp, ZH) im Ständerat (Po. 16.3644) eingereicht. Demnach soll der
Bundesrat in einem Bericht die Wirkung von Präventionsprojekten nach dem Vorbild
von „Kein Täter werden“ in Deutschland oder „Dis No“ in der Romandie auf potenzielle
pädosexuelle Straftäter sowie den Erfolg solcher Projekte in der Praxis darlegen. Die
genannten Projekte ermöglichen es Personen mit pädophiler Neigung, die aber nicht
straffällig werden wollen, eine Therapie in Anspruch zu nehmen. Zudem soll im Bericht
die Frage erörtert werden, ob durch ein ausgebautes Präventionsangebot in der
Schweiz solche Straftaten verhindert werden könnten und falls ja, wie ein
entsprechendes Angebot gewährleistet werden könnte und welche Rolle dabei dem
Bund zukäme. Im Dezember 2016 wurden beide Postulate vom jeweiligen Rat
oppositionslos überwiesen. 6

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK

In der Sommersession 2021 wurden die beiden gleichlautenden Postulate Jositsch (sp,
ZH; Po. 16.3644) und Rickli (svp, ZH; Po. 16.3637) zur Prävention pädosexueller
Straftaten vom jeweils zuständigen Rat abgeschrieben, da der Bundesrat deren
Anliegen mit einem Bericht erfüllt hatte. 7

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
CATALINA SCHMID

Mittels Postulat forderte SP-Nationalrätin Yvonne Feri (AG) vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts zur Frage, was das Fedpol gegen die sexuelle Gewalt an
Kindern im Internet unternimmt. Konkret sollen der Umgang mit Verdachtsfällen aus
dem In- und Ausland, eine nationale Online-Meldestelle sowie die notwendigen Mittel
und Massnahmen zur Wahrnehmung und Bekämpfung von Pädokriminalität geprüft
werden. Ihren Vorstoss begründete die Postulantin einerseits mit der steigenden Zahl
der sexuellen Belästigungen an Kindern im Internet und andererseits mit dem Scheitern

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



einer wirksamen Bekämpfung der Cyberpädokriminalität in der Schweiz. Letzteres sei
darauf zurückzuführen, dass die dazu notwendigen personellen und technischen
Ressourcen auf Bundes- und Kantonsebene knapp seien und sich die Gesetzgebung auf
Kantonsgebiete beschränke, obschon das Internet keine geografischen Grenzen kenne.
Da viele Verdachtsfälle aus dem Ausland kämen, triagiert und den jeweiligen Kantonen
zugewiesen werden müssten, komme dem Fedpol als Schnittstelle zwischen dem
Ausland und den Kantonen eine wichtige Rolle zur Bekämpfung der
Cyberpädokriminalität zu. Die Stärkung des Fedpol in dieser Rolle sei somit notwendig. 
Wie Justizministerin Karin Keller-Sutter im Ratsplenum erklärte, liege die
Strafverfolgung von Pädokriminalität in der Zuständigkeit der Kantone. Das Fedpol
nehme als Zentralstelle nur die Rolle des Koordinators ein und verfolge Verdachtsfälle
seit Beginn des Jahres nicht mehr selbst. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die
bestehende Rollen- und Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eine wirksame
Bekämpfung der Cyberpädokriminalität auf nationaler und internationaler Ebene
gewährleisten könne und beantragte deshalb die Ablehnung des Postulats. In der
Herbstsession 2021 hiess der Nationalrat das Postulat entgegen dem Antrag des
Bundesrats mit 127 zu 62 Stimmen gut. 8

Die Fallzahlen von Cyberpädokriminalität stiegen seit Jahren an und befänden sich
gegenwärtig «auf einem Allzeithoch», so die Schätzungen des FBI und der UNO. Diese
Erkenntnis veranlasste Fabio Regazzi (cvp, TI) im Jahr 2019 dazu, mittels Postulat eine
Prüfung von rechtlichen und sonstigen Massnahmen zur Bekämpfung von sexuellem
Missbrauch von Kindern via Live-Streaming zu fordern. Als mögliche Massnahme solle
insbesondere der Einsatz von computergenerierten, künstlichen Bildern von Kindern
zur Anlockung potenzieller Täter geprüft werden. Dieser Ansatz habe sich in den
Niederlanden bereits seit 2014 als sehr effizient und wirksam entpuppt, sodass auch
Deutschland vorhabe, diesen künftig einzusetzen. Der Bundesrat sei sich der – durch
die Covid-19-Pandemie noch zusätzlich verstärkten – Zunahme von Pädokriminalität im
Internet und der deshalb grossen Relevanz von deren Bekämpfung sehr bewusst,
unterstrich Justizministerin Karin Keller-Sutter im September 2021 im Ratsplenum. Die
Bekämpfung von Pädokriminalität liege jedoch grundsätzlich in der Zuständigkeit der
Kantone, dies insbesondere seit der Rückübertragung bestimmter Aufgaben vom Bund
an die Kantone zu Beginn des Jahres 2021. Der Bundesrat vertrat die Meinung, dass
diese Rollenverteilung effizient und wirksam im Kampf gegen die Pädokriminalität sei
und dass daran festgehalten werden müsse. Aus diesem Grund beantragte er die
Ablehnung des Postulats. Der Nationalrat nahm das Postulat Regazzi in der
Herbstsession 2021 entgegen diesem Antrag mit 146 zu 37 Stimmen bei 4 Enthaltungen
an. Die Zustimmung zum Postulat war parteilich breit abgestützt und vereinte
vorwiegend Nationalrätinnen und -räte der Grünen, der SP, der Mitte und der SVP. Die
Grünliberalen und die FDP lehnten das Postulat grösstenteils ab. 9

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Der Nationalrat nahm ein Postulat Leuthard (cvp, AG) an, das den Bundesrat ersucht,
das Opferhilfegesetz derart anzupassen, dass die Verwirkungsfrist für Opfer von
sexuellen Übergriffen auf fünf Jahre verlängert wird. Gleichzeitig soll die Haftung der
Kantone als subsidiäre Leistungserbringer für Genugtuungsforderungen auf maximal
zwei Drittel beschränkt werden. 10

POSTULAT
DATUM: 14.06.2000
MARIANNE BENTELI
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Am 2. Mai 2017 reichte Natalie Rickli (svp, ZH) das Postulat Aufarbeitung des Falls Jürg
Jegge und weiterer Missbrauchsfälle im Lichte der Reformpädagogik ein. Die Aussagen
Jegges würden zeigen, wie wichtig es sei, nicht nur den Fall Jegge, sondern die
Geschehnisse der damaligen Zeit und die Auswirkungen der Reformpädagogik zu
untersuchen, begründete Rickli ihr Postulat. Sie forderte den Bundesrat auf, in einem
Bericht den Fall Jürg Jegge und weitere mutmassliche sexuelle Missbräuche an Kindern
in Institutionen wie Schulen, Kirchen, Heimen oder Vereinen zwischen 1960 und 1989
aufzuarbeiten. 11

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SAMUEL BERNET

Die WBK-NR forderte im Juni 2022 eine Analyse der Standards im Bereich der
schulischen Sexualaufklärung und gab damit der Petition 21.2037 der Frauensession,
die Zugang zu ganzheitlicher und professioneller sexueller Bildung für alle gefordert
hatte, Folge. Der Bundesrat solle in Zusammenarbeit mit den Kantonen einen Bericht
erarbeiten, in welchem dargelegt wird, wie die Sexualaufklärung in den Schweizer
Schulen in der Praxis vonstattengeht und welche Massnahmen unternommen werden,
um die Qualität des Unterrichts zu sichern. Der Bericht solle dabei unter anderem
analysieren, welche finanziellen Mittel und welches pädagogische Material in den
Schulen zur Verfügung steht und ob sich Letzteres auch dazu eignet, die Problematik
der sexuellen Gewalt zu diskutieren, ob der Lehrplan21 zu einer Harmonisierung der
Sexualaufklärung in den deutschsprachigen Schulen geführt hat und welche Rolle
ausserschulische Leistungserbringende bei der Sexualaufklärung einnehmen. Die
Kommission begründete ihr Postulat damit, dass eine ganzheitliche Sexualaufklärung
zur Gesundheitsförderung, zur Prävention von sexuell übertragbaren Infektionen und
zur Vermeidung ungewollter Schwangerschaften beitrage. Ausserdem werde dadurch
Sexismus und sexueller Gewalt vorgebeugt. Die Sexualaufklärung leiste folglich einen
wichtigen Beitrag zur Umsetzung der Istanbul-Konvention. Der Bundesrat solle den
Expertenbericht zum Postulat Regazzi (mitte, TI; Po. 14.4115) als Ausgangslage nehmen,
da dort bereits wichtige Vorarbeit geleistet worden sei. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da er im Bereich der
obligatorischen Schule nicht über die erforderlichen Kompetenzen verfüge.
Der Vorstoss gelangte in der Herbstsession 2022 in die grosse Kammer. Dem Nationalrat
lag dabei zwar kein Minderheitsantrag aus der Kommission, jedoch ein Einzelantrag
Aeschi (svp, ZG) auf Ablehnung der Motion vor. Nachdem im Plenum keine neuen
Argumente vorgebracht worden waren und Thomas Aeschi auf ein Votum verzichtet
hatte, wurde der Vorstoss mit 101 zu 77 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen. Die
Gegenstimmen stammten von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von
Mitgliedern der Mitte- und der FDP.Liberalen-Fraktionen. 12

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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